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Freiamt

Entscheidet jetzt das Bundesgericht?
In Rottenschwil sollen fast alle Rechtsvortritte verschwinden. Dagegen erhob ein Einwohner Beschwerde – bisher vergeblich.

Melanie Burgener

Eigentlichgilt inRottenschwilan
insgesamt zehn Ausfahrten auf
die Kantonsstrasse Rechtsvor-
tritt.DochdassandiesenStellen
ein Fahrzeug tatsächlich anhält,
ist eineSeltenheit.Dasweissdie
Einwohnerschaft der betroffe-
nen Nebenstrassen gut. Auch
dem Gemeinderat und dem
Kanton ist diese Situation auf-
grund vonMessungen bewusst.

Sowurdenbeispielsweisean
denEinmündungenHinterfeld-
strasse undWerdstrasse im Juni
2021 an zwei Tagen während je
15 Stunden Videoaufzeichnun-
gen gemacht. Darauf war zu er-

kennen, dass 89 Prozent der
FahrzeugeaufHöhederRechts-
vortrittenichtmerklichgezögert
haben. In 126 konkreten Fällen
(88%) kames zu einer Vortritts-
missachtung,nur16Autofahren-
de (12%) haben gebremst.

Auf diese Zahlen des De-
partements Bau, Verkehr und
Umwelt des Kantons Aargau
(BVU) wird nun in einem aktu-
ellen Entscheid des Verwal-
tungsgerichtes verwiesen.
Denn gegen die geplanten Vor-
trittsänderungen im Dorf hat
eine Person Einsprache erho-
ben. Die Beschwerde wurde
vors Verwaltungsgericht gezo-
gen, das am 1. März darüber

entschieden und das Urteil
kürzlich veröffentlicht hat.

FürmehrSicherheit
aufdemSchulweg
Verwirrung herrscht in Rotten-
schwil, weil keiner der zehn
Rechtsvortritte signalisiert ist.
Deshalb entschiedenGemein-
derat undKanton, dass an den
Einmündungen Sonnenrain,
Mäschacker, Obere Rebberg-
strasse,Weidli, Zinslandstras-
se, Rütimattenstrasse, See-
matten, Bündtenäcker undAll-
mendstrasse kein solcher
mehr gelten soll. An den Aus-
fahrten der Werd- und der
Hinterfeldstrasse jedoch soll

die Regelung bestehen bleiben
und gekennzeichnet werden.
Weshalb hier eine Ausnahme
gemacht werde, nicht aber an
der Einmündung zu seinem
Wohnquartier, war dem Ein-
sprecher unbegreiflich.

Doch die zuständigen In-
stanzen haben eine einfache
Erklärung: Beide Ausfahrten
befinden sich imDorfkern, der
täglich von vielen zu Fuss Ge-
henden benützt wird und nahe
der Schule liegt. «Die Behör-
de verspricht sich an den be-
treffenden Stellen eine höhere
Aufmerksamkeit der Ver-
kehrsteilnehmenden», heisst
es im Urteil.

Zudem bemängelte der Ein-
sprecher, dass die Instanzen
bisher fälschlicherweise von
einerHauptstrasse gesprochen
hätten,obwohleseineKantons-
strasse sei.Weiter argumentier-
te er, dass die Aufhebung des
Rechtsvortrittes an der Ein-
mündung zu seinem Wohn-
quartier nicht rechtmässig sei,
da eine Lärmschutzwand die
Sicht behindere.

Einsprechermuss
Gebührenselbstbezahlen
AuchdieseArgumenteweistdas
Verwaltungsgericht ab. Die
Strasse sei richtig bezeichnet
worden,derRegierungsrathabe

in seinem Entscheid im April
2022 beispielsweise geschrie-
ben: «Bei der durch Rottensch-
wil führende Kantonsstrasse
K358, welche den Namen
‹Hauptstrasse› trägt, handelt es
sich nicht um eine mit dem
Signal ‹Hauptstrasse› gekenn-
zeichnete, vortrittsberechtigte
Strasse.» Zudemwürden Pläne
zeigen, dass das Sichtfeld vor
Ort genügend gross sei.

So blitzte der Rottenschwi-
ler erneut ab. Die Gebühren
von 2224 Franken muss er
selbst bezahlen. Das Urteil ist
noch nicht rechtskräftig und
kann ansBundesgerichtweiter-
gezogen werden.

Gemeinden halten an Glasfaser-Ausbau fest
Das Vorpreschen der Swisscom inWillisau droht dasGlasfaser-Projekt «Prioris» zu untergraben. Nun haben sich
die Projektverantwortlichen erklärt – sie zählen auch auf Unterstützung aus der nationalen Politik.

Federico Gagliano

Internet ist einGrundbedürfnis
– spätestens in Zeiten von
Homeschooling und Home-
office ist das jedem klar gewor-
den. Noch haben jedoch nicht
alle Zugriff auf schnelles Inter-
net. Besonders auf der Land-
schaft hinkt der Glasfaseraus-
bau den Städtenweit hinterher.
Dieswird sichvorerst auchnicht
ändern,wennesnachderSwiss-
com geht: Der Grundversorger
inderTelekommunikationkon-
zentriert sich vorwiegend auf
die Bauzonen der Gemeinden,
zumBeispiel inWillisau (wir be-
richteten).

Wer sich ausserhalb dieser
Zonebefindet,muss sichmit al-
ternativenLösungenbegnügen,
die oft teurer sind und nicht die
gleiche Stabilität wie Glasfaser
aufweisen. Für 21 LuzernerGe-
meinden im Luzerner Hinter-
land und im Entlebuch ist dies
inakzeptabel – imProjekt«Prio-
ris» haben sie sich zusammen-
geschlossen, um ein flächende-
ckendes Glasfasernetz aufzu-
bauen, das schnelles Internet in
jeden Haushalt bringen soll –
auch ausserhalb der Bauzonen.
Die Planung begann 2020 und
geht nun in die entscheidende
Phase, wie am Mittwoch an
einer Medienkonferenz mitge-
teilt wurde.

«DerStadt-Land-Graben
ist real»
«Der Bedarf an Datenvolumen
steigt jährlich um 50 Prozent –
und das seit 40 Jahren», sagte
Guido Roos, Geschäftsführer
des regionalenEntwicklungsträ-
gers Luzern West und Mitglied
des Steuerungsausschusses von
«Prioris». Für ihn sei klar, dass
Glasfaser die beste Lösung sei,
umdieserEntwicklung langfris-
tig gerecht zuwerden.Glasfaser
biete eine unbegrenzte Leis-
tung, sei günstig im Unterhalt
und einfach zu ersetzen.

Dass dringend Modernisie-
rungsbedarf bestehe, sei ausser
Frage.Momentanzahlemanauf
demLand für jedesMegabit pro

Sekunde teilweise fast zehnmal
so viel wie in der Stadt – voraus-
gesetzt, man hat überhaupt
einen Internetanschluss. «Der
Stadt-Land-Graben ist real, zu-
mindest im technologischenBe-
reich», sagt Roos. «Mit der Zeit
könnten Gebiete durch den
Mangel an schnellem Internet
nicht lebenswert werden.»

Inzwischen habeman einen
PartnerausdemAuslandgefun-
den, mit dem man den Glasfa-
serausbau voranbringen will.
«Wir befindenuns kurz vorVer-
tragsabschluss», sagt Valentin
Wepfer,Projektleiter von«Prio-
ris».DerNamedesPartners soll
zu einem späteren Zeitpunkt
verratenwerden.DasUnterneh-
mensei abergründlichstgeprüft
worden und habe in einem
Nachbarland bereits ähnliche
Projekte begleitet, sagt Wepfer.
Die nächste Hürde seien die
Urnengänge indenGemeinden,
die dieses Jahr folgen sollen.

Zwar übernehme der Partner
die Hauptkosten, die Gemein-
den beteiligen sich aber mit
7,5 Millionen Franken. Liegen-

schaftsbesitzendesollen sichzu-
sätzlich mit einem einmaligen
Betrag ander Erschliessung be-
teiligen.DamitdasProjekt funk-
tioniert,müssendieGemeinden
zusammenhalten: «Solidarität
ist ein Grundpfeiler des Pro-
jekts», sagt Franzsepp Erni,
Präsident des Steuerungsaus-
schusses von «Prioris» und
Gemeindepräsident vonRuswil,
eine der 21 beteiligtenGemein-
den. Genau diese Solidarität
wird dieses Jahr auf die Probe
gestellt, wenn die Gemeinden
über das Projekt abstimmen.

Swisscomwill
«nichtweiter zuwarten»
Dieser solidarische Gedanke
wirdnämlich vonder Swisscom
untergraben,monierendiePro-
jektverantwortlichen. Da das
Telekommunikationsunterneh-
men den Ausbau des eigenen
Netzes vorantreibt, entsteheein
Ungleichgewicht in den Ge-

meinden.DerWille, denKosten
für den Ausbau zuzustimmen,
könnte sinken, wenn manche
bereits ans Glasfasernetz ange-
schlossen sind.

«WährenddieEinwohnerin-
nenundEinwohner inkommer-
ziell interessantenGebietenmit
Glasfaser erschlossen werden,
bleibtdieBevölkerung inumlie-
genden Gebieten abgehängt»,
sagtDaniel Bammert,Willisau-
er Stadtammann und ebenfalls
im Steuerungsausschuss von
«Prioris». In seiner Gemeinde,
die grössteder amProjekt betei-
ligten, wären rund 1800 Perso-
nen davon betroffen.

Dabei habe man lange das
Gesprächmit der Swisscom ge-
sucht und verschiedeneVarian-
ten angeboten – ohne Erfolg.
«Swisscom könnte mitprofitie-
ren, wir sind immer noch offen
für eine Kooperation», sagt
Wepfer. Auf Anfrage unserer
Zeitung sagtdieSwisscomdazu:

«Swisscom ist sehr interessiert
an einer Zusammenarbeit.
Wichtig für einengemeinsamen
Ausbau ist aber, dass Swisscom
ebenfalls selber mit ausbauen
kann. Über das Ausbaugebiet
kanndanngemeinsamentschie-
den werden, hier wäre auch ein
Ausbau von 90 bis 100 Prozent
möglich, wenn der Koopera-
tionspartner dies wünscht. Wir
möchtenaber, dassunsereKun-
den so rasch wie möglich von
Glasfaser profitieren und kön-
nen darum mit dem Ausbau
nichtweiter zuwarten.»Gemäss
Wepfer werde man weiter das
Gespräch suchen.

Regierungsrat
unterstütztGemeinden
Rückhalt gibt es aus der Politik.
Regierungsrat Fabian Peter hat
das letzteAngebot andie Swiss-
commitunterzeichnet.DerKan-
ton strebean,bis 2030dieBreit-
bandversorgung im ländlichen
Raum massgeblich zu verbes-
sern,heisst es ineiner«Prioris»-
Medienmitteilung. Das Projekt
sei entscheidend,umdiesesZiel
zu erreichen. Überparteiliche
Unterstützung gibt es auch von
Mitgliedern des National- und
Ständerats, darunterFranzGrü-
ter (SVP),AndreaGmür (Mitte),
Damian Müller (FDP), Roland
Fischer (GLP)undMichaelTön-
gi (Grüne).

Für Sandra Cellarius, Vize-
präsidentindes«Prioris»-Steue-
rungsausschussesundGemein-
depräsidentin von Pfaffnau, ist
die Situation frustrierend: «Wir
haben schon langevordemPro-
jekt mit der Swisscom nach Lö-
sungen gesucht. Damals hiess
es, es gäbe keine. Jetzt, als wir
eine eigene Lösung gefunden
haben, geht es plötzlich.» Der
«Prioris»-Steuerungsausschuss
hoffenun,dass alleBetroffenen
am gleichen Strick ziehen. Ab
Ende der Sommerferien soll in
allen beteiligten Gemeinden
über das Projekt und die finan-
zielle Beteiligung entschieden
werden. Bei einer Zustimmung
wirddasGlasfasernetz zwischen
2023 bis 2028 erstellt.

Bald sollen solche Glasfaser-Ladungen auch ins Luzerner Hinterland geliefert werden. Symbolbild: Ralph Ribi (Mörschwil, 13. 10. 2021)

«Solidarität
ist ein
Grundpfeiler
desProjekts.»

FranzseppErni
Ruswiler Gemeindepräsident


